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Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände spielen in Deutschland nicht nur bei der
Lohnfindung, sondern auch in sozialpolitischen und arbeitsrechtlichen Fragen eine
wichtige Rolle. Während die Mehrheit der Firmen in Arbeitgeberverbänden organi-
siert ist, sind weniger als ein Viertel der Beschäftigten Mitglied einer Gewerkschaft.
Beide Sozialpartner haben große Probleme, neue Mitglieder zu gewinnen und beste-
hende zu halten. Ihre Organisationsgrade weisen ebenso rückläufige Tendenz auf wie
die Tarifbindung. Trotz dieser Erosion sind tarifvertragliche Regelungen immer noch
direkt oder indirekt für fünf von sechs Beschäftigten von Bedeutung, da (Flächen-)
Tarifverträge auch für nicht formal tarifgebundene Unternehmen einen wichtigen An-
ker der Lohnsetzung darstellen. Empirische Studien zeigen, dass die Tarifvertragspar-
teien und die kollektive Lohnfindung einen signifikanten Einfluss auf die effektiv ge-
zahlten Löhne aufweisen. Meldungen über eine abnehmende Tariftreue und eine Ver-
bandsabstinenz der Unternehmen deuten jedoch darauf hin, dass die Gestaltungs-
macht der Tarifvertragsparteien mehr und mehr bedroht ist.
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1 Bedeutung und Organisations-
probleme der Sozialpartner
Die Wirtschaftspolitik ist in Deutschland nicht allein
Aufgabe von Parlament und Regierung, sondern
stützt sich in zwei wichtigen Bereichen auf unabhän-
gige Akteure. Die Geldpolitik ist Aufgabe der Euro-
päischen Zentralbank, und in der Lohnpolitik gilt
das Prinzip der Tarifautonomie: Unabhängige Ge-
werkschaften auf der einen und Arbeitgeberver-
bände oder einzelne Unternehmen auf der anderen
Seite regeln selbständig durch verbindliche Verträge
die Ausgestaltung der Löhne und Gehälter sowie
der sonstigen Arbeitsbedingungen.
Tarifverhandlungen als Mittel zur kollektiven Rege-
lung der Arbeitsbeziehungen sowie Gewerkschaften
und Arbeitgeber(verbände) als deren institutionelle
Träger sind in Deutschland seit Ende des Ersten
Weltkriegs rechtlich anerkannt. Anders als in der
Weimarer Republik verzichtet jedoch in der Bun-
desrepublik der Staat auf Eingriffe in diesen kon-
fliktträchtigen Bereich (wie Lohnleitlinien oder
Zwangsschlichtungen). Er beschränkt sich auf die
Festlegung des rechtlichen Rahmens (z.B. das Tarif-
vertragsgesetz), innerhalb dessen die Tarifvertrags-
parteien bei ihren Verhandlungen weitgehend freies
Spiel haben, sofern sie nicht gegen sonstiges Recht
verstoßen. Hintergrund der Tarifautonomie ist die
in Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes verankerte Koa-
litionsfreiheit, die jedermann das Recht gibt, „zur
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden“, aber
auch diesen fernzubleiben. Derartige Vereinigungen
im Bereich des Arbeitslebens sind Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände sowie deren Spitzenver-
bände, die auch als Tarif(vertrags)parteien oder So-
zialpartner bezeichnet werden.1
Die Bedeutung der Sozialpartner reicht weit über
die Tarifautonomie und den Lohnfindungsprozess
hinaus (vgl. Schnabel 1997a). Gewerkschaften und
Arbeitgeber wirken gemeinsam in vielen Selbstver-
waltungsorganen wie z.B. der Sozialversicherung
mit. Durch die gemeinsam verantwortete Struktur
des dualen Berufsbildungssystems und die (zusam-
men mit dem Staat) drittelparitätische Leitung der
Bundesagentur für Arbeit gestalten sie wichtige
Teile der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik
aktiv mit. Gewerkschaften und Arbeitgeber schla-
gen ehrenamtliche Richter für die Arbeitsgerichte
vor und werden auch vor arbeitsrechtlichen Ände-
1 Detailliertere Erläuterungen der Tarifautonomie und des Tarif-
rechts finden sich in einschlägigen Kommentaren zum Tarifver-
tragsgesetz, wie z.B. Wiedemann (1999).
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rungen oder Durchführungserlassen oft konsultiert,
wobei sie einen intensiven Lobbyismus betreiben.
Umgekehrt weisen das Arbeitsrecht und die Ar-
beitsrechtsprechung den Sozialpartnern eine wich-
tige Rolle bei der Rechtsumsetzung und der Rege-
lung von Arbeitsmarktfragen zu, die von der Arbeit-
nehmermitbestimmung über den Vorrang tariflicher
Kollektivvereinbarungen bis hin zur Allgemeinver-
bindlicherklärung von Tarifverträgen reicht.
Allerdings ist dieser kollektive, (neo-)korporatisti-
sche Ansatz zur Behandlung von Arbeitsmarktfra-
gen, der zeitweise auch in den „Kanzlerrunden“ und
im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe-
werbsfähigkeit“ zum Ausdruck kam, im letzten Jahr-
zehnt angesichts steigender Arbeitslosigkeit in die
Kritik geraten. Zunehmend wird bezweifelt, dass
dieser kollektive, fast schon zentralistische Ansatz
eine bessere Problemlösungskapazität aufweist als
ein dezentralerer, stärker individualistischer Ansatz,
und es mehren sich Vorschläge für eine Reform der
Tarifautonomie und Tarifpolitik.2 Zudem ist ange-
sichts offensichtlicher Probleme der Mitgliederer-
osion bei Gewerkschaften wie Arbeitgebern unklar,
ob die Sozialpartner überhaupt noch die wichtige
Rolle eines repräsentativen Interessenvertreters
adäquat ausfüllen, die ihnen in Deutschland das Sys-
tem des Korporatismus am Arbeitsmarkt zuweist.
Dass der Zusammenschluss von Individuen mit Ein-
zelinteressen zu Verbänden zwecks Durchsetzung
ihrer kollektiven Interessen keineswegs selbstver-
ständlich ist, konnte bereits Olson (1965) in seiner
einflussreichen Theorie des kollektiven Handelns
zeigen.3 Denn die Vertretung kollektiver Interessen
impliziert, dass sämtliche Verbandserfolge nicht nur
den Verbandsmitgliedern, sondern als öffentliche
Güter auch allen interessierten Nicht-Mitgliedern
zugute kommen. Wegen der Nicht-Ausschließbar-
keit und Nicht-Rivalität beim Konsum dieser öffent-
lichen Güter ergibt sich ein typisches Schwarzfah-
rerproblem: Da sie von den Erfolgen der kollekti-
ven Interessenvertretung profitieren können, ohne
sich an deren Kosten beteiligen zu müssen, werden
ökonomisch rational handelnde Individuen darauf
verzichten, dem Verband beizutreten.
Dass es unter diesen Bedingungen dennoch zur Ver-
bandsbildung kommt, erklärt Olson (1965) mit sei-
2 Derartige Analysen, Kritik und Reformvorschläge finden sich
z.B. bei Berthold/Stettes (2001), Fitzenberger/Franz (2001), dem
Sachverständigenrat (2003), Schnabel (1997b, 2003a), Siebert
(2002) und dem Wissenschaftlichen Beirat beim BMWA (2004).
3 Eine ausführlichere Diskussion des Olson-Ansatzes und eine
Anwendung auf deutsche Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
bände findet sich bei Keller (1988), knappe Darstellungen weite-
rer Verbandstheorien bieten Schnabel/Wagner (1996), Traxler
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ner Nebenprodukt-Theorie: Insbesondere große (la-
tente) Gruppen werden sich nicht auf die Bereitstel-
lung öffentlicher Güter wie Lobbyismus oder Aus-
handlung von Tarifverträgen beschränken, sondern
das Schwarzfahrerproblem entweder durch Zwang
oder durch Bereitstellung zusätzlicher privater Gü-
ter zu überwinden versuchen. Beispiele dafür sind
Rechtsberatung, Informationen oder Unterstüt-
zungsfonds, die ausschließlich den Mitgliedern zur
Verfügung stehen und damit „selektive Anreize“
zum Verbandsbeitritt darstellen.
Will man vor diesem Hintergrund die Mitgliedschaft
in einer Gewerkschaft oder einem Arbeitgeberver-
band als Ergebnis einer individuellen Kosten-Nut-
zen-Analyse interpretieren, so stößt man auf das
Problem, dass in Deutschland mit dem Beitritt zu
diesen Verbänden zwar Kosten in Form von Mit-
gliedsbeiträgen, aber nur wenig direkt zurechenbare
Gegenleistungen verbunden sind, in deren Genuss
man nicht auch als nichtorganisierter Arbeitnehmer
bzw. Arbeitgeber kommen würde. Gewerkschaften
wie Arbeitgeberverbände bieten ihren Mitgliedern
zwar spezielle Leistungen wie finanzielle Arbeits-
kampfunterstützung und Rechtsberatung,4 doch hat
der Tarifvertrag als zentrale Verbandsleistung in
Deutschland den Charakter eines öffentlichen Gu-
tes Ð nichtorganisierte Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber dürfen von seinem Gebrauch nicht ausgeschlos-
sen werden.
Vor diesem Hintergrund wird in dem folgenden
Überblicksartikel dargestellt und diskutiert, über
welche Mitgliederstärke und Bindungskraft die
deutschen Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände verfügen und welchen Einfluss auf Löhne
und Beschäftigung sie am Arbeitsmarkt ausüben.5
Kapitel 2 beschreibt den Aufbau, die Mitgliederzah-
len und den Organisationsgrad der Gewerkschaften
sowie deren Determinanten, während Kapitel 3 die
Arbeitgeberseite in gleicher Weise analysiert. Das
Ausmaß und die Entwicklung der Tarifbindung wer-
den in Kapitel 4 dargestellt. Kapitel 5 diskutiert den
4 Seit kurzem versuchen manche Gewerkschaften, Bonusregelun-
gen wie Jahressonderzahlungen oder höhere Beschäftigungssi-
cherheit nur für ihre Mitglieder durchzusetzen, und waren dabei
in einigen Firmen erfolgreich (vgl. Bispinck/WSI-Tarifarchiv
2005).
5 Aus Platzgründen nicht eingegangen wird auf die Lohn- und
Beschäftigungswirkungen lobbyistischer Tätigkeiten beider Sei-
ten im politischen Prozess, die in den letzten Jahren z.B. in der
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 2001, beim Arbeitneh-
merentsendegesetz oder in gewerkschaftlichen Forderungen nach
Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes (vgl. Bispinck/WSI-
Tarifarchiv 2005) ihren Ausdruck fanden. Verzichtet werden muss
auch auf eine internationale Betrachtung von Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden; hierzu sei auf Visser (2003), Lesch
(2004) und Schnabel/Wagner (2005b) bzw. Hornung-Draus (2002)
und Traxler (2004) verwiesen.
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Einfluss der Tarifparteien auf Löhne und Beschäfti-
gung. Ein kurzer Ausblick in Kapitel 6 rundet den
Beitrag ab.
2 Gewerkschaften
Während die deutsche Gewerkschaftsbewegung bis
in die Zeit der Weimarer Republik berufsständisch
und weltanschaulich zersplittert war, änderte sich
dies nach dem Zweiten Weltkrieg: In der DDR
wurde der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund
(FDGB) als staatlich gelenkte Massenorganisation
eingerichtet. In der Bundesrepublik ergab sich
durch den Verzicht auf politische Richtungsgewerk-
schaften beim Neuaufbau eine völlig andere Ge-
werkschaftsstruktur, die nach der Auflösung des
FDGB 1990 und der Ausdehnung der westdeut-
schen Gewerkschaften auch auf die neuen Bundes-
länder übertragen wurde. Heute gibt es in Deutsch-
land über 100 Arbeitnehmervereinigungen unter-
schiedlichster Art.6 Das Gros der Gewerkschafts-
mitglieder konzentriert sich jedoch auf wenige
Großorganisationen wie den Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB), den Deutschen Beamtenbund
(DBB) und den Christlichen Gewerkschaftsbund
Deutschlands (CGB).
Als Zusammenschluss von acht Einzelgewerkschaf-
ten mit zusammen 7,4 Millionen Mitgliedern im Jahr
2003 ist der DGB der bei weitem größte und ein-
flussreichste gewerkschaftliche Dachverband. Er
vertritt fünf von sechs Gewerkschaftsmitgliedern,
darunter fast alle organisierten Arbeiter, hat aber
als Dachorganisation nur die Aufgabe der Interes-
senvertretung gegenüber Staat und Öffentlichkeit
und schließt selbst keine Tarifverträge ab. Bis Ende
der 80er Jahre setzte sich der DGB aus bis zu 17
Einzelgewerkschaften zusammen, doch kam es dann
aufgrund finanzieller Probleme und zur Stärkung
der Organisation zu mehreren Gewerkschaftszu-
sammenschlüssen. Der umfangreichste dieser Zu-
sammenschlüsse, der vier DGB-Gewerkschaften
und die bis dahin außerhalb des DGB stehende
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG) um-
fasste, führte im Jahr 2001 zur Bildung der Vereinig-
ten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die mit
2,6 Millionen Mitgliedern in 2003 die größte deut-
sche Gewerkschaft ist.7
6 Nur wenige dieser Interessenvertretungen sind allerdings tarif-
politisch aktiv und bedeutsam. Neben den im Folgenden erwähn-
ten Großorganisationen zählen dazu z.B. der Deutsche Journalis-
ten-Verband (DJV) und der Marburger Bund (mb) als Verband
der angestellten und beamteten Ärztinnen und Ärzte.
7 Waddington/Hoffmann (2000) bieten einen informativen grafi-
schen Überblick über diese Zusammenschlüsse, die häufig kri-
tisch gesehen werden: „Konzentrationsbewegungen in Richtung
Multibranchengewerkschaften a ` la ver.di können zwar knapper

















½Èx ½Çä ½Çx ½nä ½nx ½ä ½x Óäää
Regelmäßige und länger zurückreichende Informa-
tionen zur gewerkschaftlichen Mitgliederstärke lie-
gen für die drei oben erwähnten Großorganisatio-
nen vor Ð den DGB (einschließlich der früher unab-
hängigen DAG), den DBB sowie den CGB Ð und
sind in Abbildung 1 grafisch dargestellt. Mit steigen-
der Beschäftigung nahmen die Mitgliederzahlen in
den 60er und 70er Jahren zu, doch nach einem Hö-
hepunkt von 9,6 Millionen in 1981 stagnierten sie in
der alten Bundesrepublik. Im Zuge ihrer Ausdeh-
nung in die neuen Bundesländer konnten die Ge-
werkschaften zwar ihre Mitgliederstärke auf
13,7 Millionen in 1991 steigern, doch einen Großteil
der übernommenen FDGB-Mitglieder nicht halten.
Seither verzeichnen sie (mit Ausnahme des DBB)
Jahr für Jahr deutliche Mitgliederrückgänge, und
zwar in Ost- wie in Westdeutschland (für Details,
siehe Müller-Jentsch/Ittermann 2000 und Ebbing-
haus 2003). Die Gesamtmitgliederzahl im vereinig-
ten Deutschland liegt seit 2001 unter der in West-
deutschland vor der deutschen Einheit und betrug
im Jahr 2003 nur noch 8,9 Millionen.
Zwei Probleme der in Abbildung 1 dargestellten of-
fiziellen Mitgliederzahlen bestehen darin, dass sie
seit einigen Jahren keine Unterscheidung zwischen
Ost- und Westdeutschland mehr erlauben und dass
sie eine große (aber nicht genau bekannte) Zahl von
nicht berufstätigen Mitgliedern wie Rentner oder
Studenten enthalten, was die Berechnung aussage-
kräftiger Organisationsgrade erschwert. Diese Prob-
leme können umgangen werden, indem man auf Da-
zweifelt werden, ob die weniger organisierten Berufe und sozia-
len Gruppen sich in solchen Großorganisationen mit ihren parti-
kularen Interessen adäquat repräsentiert sehen.“ (Ebbinghaus
2003: 201f.).
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ten des ALLBUS zurückgreift, die repräsentative
Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissen-
schaften, welche seit 1980 regelmäßig in West-
deutschland und seit 1991 in Ostdeutschland durch-
geführt wird. Die mit diesen Daten von jeweils über
1000 Beschäftigten berechneten gewerkschaftlichen
Organisationsgrade sind in Tabelle 1 dargestellt. Im
Gegensatz zu den üblichen Berechnungen von
(Brutto-)Organisationsgraden, die sich auf Gewerk-
schaftsangaben stützen und deshalb sowohl berufs-
tätige als auch pensionierte Gewerkschaftsmitglie-
der im Zähler enthalten (vgl. z.B. Müller-Jentsch/
Ittermann 2000), beziehen sich diese Daten allein
auf beschäftigte Arbeitnehmer. Sie erlauben damit
die Berechnung realistischerer (Netto-)Organisati-
onsgrade, die als prozentualer Anteil der Gewerk-
schaftsmitglieder an den Beschäftigten in West- und
Ostdeutschland definiert werden.8
Tabelle 1 zeigt, dass der gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad in den letzten 20 Jahren deutlich zurück-
gegangen ist. War 1980 noch jeder dritte Beschäf-
tigte in Westdeutschland Mitglied einer Gewerk-
schaft, so galt dies 2002 nur noch für jeden vierten
westdeutschen und jeden fünften ostdeutschen Be-
schäftigten. Kurz nach der deutschen Einheit er-
reichte der Organisationsgrad 1992 in Ostdeutsch-
land fast 40 Prozent und übertraf damit deutlich das
westdeutsche Niveau von 29 Prozent. Inzwischen
hat sich das Bild jedoch gewandelt, und der Organi-
sationsgrad liegt in Ostdeutschland sowohl insge-
samt als auch für Männer und Frauen sowie für die
verschiedenen Berufsgruppen unter dem in West-
deutschland. In beiden Teilen des Landes sind Män-
ner, Arbeiter und Beamte überdurchschnittlich häu-
fig Mitglied einer Gewerkschaft. Im internationalen
Vergleich liegt der gewerkschaftliche Organisations-
grad in Deutschland damit im unteren Mittelfeld Ð
unabhängig davon, ob Gewerkschaftsstatistiken
(Visser 2003, Lesch 2004) oder Arbeitnehmerbefra-
gungen (Schnabel/Wagner 2005b) ausgewertet wer-
den.
Die Einflussfaktoren der gewerkschaftlichen Mit-
gliederstärke in Deutschland und ihrer Entwicklung
im Zeitablauf wurden in einer Reihe ökonometri-
scher Studien untersucht.9 Aggregierte Zeitreihen-
analysen zeigen, dass makroökonomische Variablen
wie die Lohn- und Preisentwicklung, die Beschäfti-
gungsentwicklung und die Arbeitslosigkeit sowie die
8 Die Berechnung und Analyse dieser Daten bis 2000 findet sich
in Schnabel/Wagner (2003, 2005a). Für die Bereitstellung der Da-
ten des Jahres 2002 danke ich Joachim Wagner. Detailliertere In-
formationen zum ALLBUS bietet Terwey (2000).
9 Überblicke über entsprechende internationale Studien geben
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Beschäftigtenstruktur die westdeutsche Gewerk-
schaftsentwicklung erklären können, während der
Einfluss politischer Variablen umstritten ist (vgl.
z.B. Armingeon 1989, Carruth/Schnabel 1990).
Querschnitts- und Panelanalysen mit Individualda-
ten haben eine Reihe von persönlichen, beruflichen,
sozio-politischen und betrieblichen Merkmalen
identifiziert, die in einem Zusammenhang mit der
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft stehen.10 Wäh-
rend alle Studien einen signifikanten positiven Zu-
sammenhang zwischen der Größe des Betriebes, in
dem der Arbeitnehmer tätig ist, und der Wahr-
scheinlichkeit einer gewerkschaftlichen Mitglied-
schaft feststellen, unterscheidet sich die Signifikanz
anderer Einflussfaktoren je nach Datensatz, Jahr
und ökonometrischer Spezifikation. Die aktuellsten
Studien von Schnabel/Wagner (2003, 2005a) deuten
darauf hin, dass im Jahr 2000 die Wahrscheinlichkeit
einer Mitgliedschaft für Arbeiter, für Beamte bzw.
Beschäftigte im öffentlichen Dienst, für Vollzeitbe-
schäftigte (nur in Westdeutschland) sowie für Ar-
beitnehmer mit einer „linken“ politischen Einstel-
lung signifikant höher war. Zudem scheinen sich die
Erklärungsfaktoren einer Mitgliedschaft im Lauf der
Zeit zwischen West- und Ostdeutschland angegli-
chen zu haben. Die Mitgliedswahrscheinlichkeit ei-
nes Arbeitnehmers nimmt ferner mit dem branchen-
spezifischen Organisationsgrad zu (vgl. Goerke/Pan-
nenberg 2004) und fällt höher aus, wenn eine Ge-
werkschaft im Betrieb vorhanden ist (Schnabel/
Wagner 2005b). Dies deutet darauf hin, dass auch
soziale Normen, Umfeldeinflüsse und gewerkschaft-
liche Organisationsstrategien für eine Mitgliedschaft
von Bedeutung sind.
10 Vgl. z.B. die Studien von Windolf/Haas (1989), Lorenz/Wagner
(1991), Fitzenberger et al. (1999), Goerke/Pannenberg (2004) und
Schnabel/Wagner (2003, 2005a).
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Diese ökonometrisch gestützten Erkenntnisse bie-
ten einige (indirekte) Erklärungen für den oben dar-
gestellten Rückgang der gewerkschaftlichen Mitglie-
derstärke. Da in den letzten 20 Jahren die Beschäf-
tigungsanteile von Arbeitern, Beamten und Voll-
zeitbeschäftigten zurückgegangen sind und weiter
fallen, überrascht die stetige Abnahme des Organi-
sationsgrades wenig. Zwar sind die Gewerkschaften
in der Industrie und dem öffentlichen Dienst weiter-
hin stark vertreten, doch ist es ihnen beispielsweise
nicht gelungen, im wachsenden Dienstleistungssek-
tor, bei Angestellten und bei Arbeitnehmern mit
atypischen Beschäftigungsverhältnissen Fuß zu fas-
sen. Im Großen und Ganzen reflektiert die derzei-
tige Mitgliederstruktur die Beschäftigungsstruktur
der 60er bis 70er Jahre.11 Neben dem sozialstruktu-
rellen Wandel spielen auch makroökonomische Fak-
toren wie die lang anhaltende Beschäftigungskrise
in beiden Teilen Deutschlands, der Transformations-
und Deindustrialisierungsprozess in Ostdeutsch-
land, verfehlte Organisationsstrategien und (tarif-)
politische Maßnahmen sowie finanzielle Probleme
der Gewerkschaften eine Rolle bei der Erklärung
des Mitgliederrückgangs seit der deutschen Einheit
(für ausführliche Diskussionen sei auf Fichter 1997
und Ebbinghaus 2003 verwiesen).
Zwar weiß niemand genau, wo die kritische Min-
deststärke für das Überleben einer Gewerkschaft
liegt, die von jüngeren „social custom“-Gewerk-
schaftstheorien postuliert wird (Überblick bei
Schnabel 2003b). Offensichtlich stehen jedoch die
Gewerkschaften unter höchstem Druck, diesen ne-
11 So betrug z.B. im Jahr 2002 der Anteil der Angestellten an
allen Gewerkschaftsmitgliedern 31 Prozent Ð wenig mehr als ihr
Anteil an allen Beschäftigten von 29 Prozent im Jahr 1960; dies
zeigen eigene Berechnungen unter Verwendung von Daten des
Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (1996, Tab. 15; 2004,
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gativen Trend umzukehren, wenn sie nicht in finan-
zielle Engpässe und in eine Abwärtsspirale von ge-
ringeren Leistungen für und niedrigeren Beiträgen
von Mitgliedern geraten wollen. Dabei sind sie mit
dem Dilemma konfrontiert, „sich gleichzeitig für
neue soziale Gruppen und Interessenlagen öffnen
zu müssen, während sie weiterhin und zunehmend
unter erschwerten Rahmenbedingungen ihre Tarif-
arbeit für die noch mobilisierbaren Kernmitglied-
schaftsgruppen betreiben müssen. Ob gegenwärtige
Organisationsreformen und mögliche Neuorientie-
rungen der Gewerkschaftspolitik ausreichen, den
Trend umzukehren, wird sich erst in den nächsten
Jahren erweisen.“ (Ebbinghaus 2003: 202).
3 Arbeitgeberverbände
Arbeitgeberverbände haben sich historisch in
Deutschland als Gegengewicht zu den Gewerk-
schaften herausgebildet, sind aber im Gegensatz zu
diesen keine zentralistischen Massenorganisationen,
sondern traditionell eher dezentral orientierte „Ho-
noratiorenorganisationen“ (Schroeder/Silvia 2003:
258) mit einem überschaubaren Kreis von Unter-
nehme(r)n als Mitglieder. Ihre Organisationsstruk-
tur ist relativ komplex, weil sie mehrere Ebenen
umfasst und sowohl fachlichen als auch regionalen
Abgrenzungen folgt. Derzeit gehören 53 Fachspit-
zenverbände (wie z.B. Gesamtmetall oder der Bun-
desarbeitgeberverband Chemie) und 14 überfachli-
che Landesverbände (z.B. die Landesvereinigung
der Arbeitgeberverbände Nordrhein-Westfalens)
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) an. Die BDA ist die bundesweite
Spitzenorganisation der privaten Arbeitgeber aus
Industrie, Landwirtschaft, Handwerk, Handel, Fi-
nanzwirtschaft, Verkehr und sonstigem Dienstleis-
tungsgewerbe. Insgesamt sind rund 1000 Arbeitge-
berverbände der BDA unmittelbar oder über ihre
Mitgliedsverbände angeschlossen. Die BDA vertritt
als Dachorganisation die branchen- und länderüber-
greifenden Interessen der privaten Arbeitgeber ge-
genüber Staat und Öffentlichkeit, schließt aber
selbst Ð wie auch der DGB Ð keine Tarifverträge
ab. Nicht zur BDA gehören die öffentlichen Arbeit-
geber, die verschiedene eigene Verbände gegründet
haben.
Die Mitgliederstärke der Arbeitgeber ist schwer ab-
zuschätzen, da für viele Branchen keine detaillierten
und verlässlichen Daten vorliegen.12 Dies ist einer
12 Statt des Organisationsgrades wird deshalb in manchen Veröf-
fentlichungen der (in Kapitel 4 erörterte) Tarifbindungsgrad der
deutschen Arbeitgeber ausgewiesen Ð so z.B. von Traxler et al.
(2001) und Traxler (2004). Generell haben Arbeitgeberverbände
in der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Forschung eine
wesentlich geringere Aufmerksamkeit gefunden als Gewerkschaf-
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der Gründe dafür, dass auch die BDA selbst keine
Angaben mehr über ihren Organisationsgrad veröf-
fentlicht. Als besonders stark organisiert gelten die
öffentlichen Arbeitgeber, Bergbau und Industrie so-
wie Banken und Versicherungen. Relativ genaue
Daten liegen über den größten privaten Arbeitge-
berverband Gesamtmetall vor. Wie Abbildung 2
verdeutlicht, waren bis Ende der 80er Jahre rund
drei Viertel der Beschäftigten in der westdeutschen
Metall- und Elektroindustrie in einem Betrieb be-
schäftigt, der Mitglied im Arbeitgeberverband war.
Seither ist der Organisationsgrad stetig zurückge-
gangen und betrug im Jahr 2003 nur noch 59 Prozent
in Westdeutschland und 21 Prozent in Ostdeutsch-
land.
Diese Erkenntnisse aus Arbeitgeberdaten lassen
sich durch einige Informationen aus Unternehmens-
befragungen ergänzen und tendenziell bestätigen.
So ergab eine Auswertung repräsentativer Daten
des Hannoveraner Firmenpanels für das Verarbei-
tende Gewerbe Niedersachsens, dass im Jahr 1994
gut die Hälfte der Betriebe mit mindestens fünf Mit-
arbeitern, in denen insgesamt zwei Drittel der Be-
schäftigten tätig waren, Mitglied eines Arbeitgeber-
verbandes waren (vgl. Schnabel/Wagner 1996). Re-
gelmäßige Befragungen ostdeutscher Industriebe-
triebe durch das DIW zeigen, dass im Jahr 2003 nur
noch 10 Prozent der Firmen, die knapp 30 Prozent
ten, was meist darauf zurückgeführt wird, „dass empirische Un-
tersuchungen über Arbeitgeberverbände aufgrund von fehlen-
dem Materialzugang und unzureichender Transparenz ungleich
schwieriger durchzuführen sind als solche über Gewerkschaften.“
(Schroeder/Silvia 2003: 246).Claus Schnabel Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände
der Arbeitnehmer beschäftigten, Mitglied in einem
tariffähigen Arbeitgeberverband waren (vgl. Brenke
2004). Zehn Jahre davor waren dagegen noch drei
Viertel aller ostdeutschen Industriebeschäftigten in
organisierten Firmen tätig (so auch Ettl/Heikenroth
1996). Einer Befragung von 60 Unternehmen der
„New Economy“ zufolge waren 2002 nur 19 Prozent
dieser Unternehmen Mitglied in einem Arbeitgeber-
oder Wirtschaftsverband und lediglich 7 Prozent wa-
ren tarifgebunden (vgl. Ittermann/Abel 2002). So-
wohl die Arbeitgeber- als auch die Umfragedaten
deuten damit darauf hin, dass die Schlagworte der
„Verbandsflucht“ bzw. „Verbandsabstinenz“ einen
realen Hintergrund zu haben scheinen.13
Die Einflussfaktoren der Mitgliedschaft in deut-
schen Arbeitgeberverbänden konnten aus Mangel
an geeigneten Daten bisher nur in einer einzigen
Studie ökonometrisch untersucht werden. Der Ana-
lyse niedersächsischer Betriebsdaten von Schnabel/
Wagner (1996) zufolge steigt die Wahrscheinlichkeit,
dass ein Betrieb Mitglied im Arbeitgeberverband
ist, mit seiner Größe, dem Anteil gewerkschaftlich
organisierter Mitarbeiter und seinem Arbeitskampf-
risiko, das durch die selektive Verbandsleistung des
Arbeitskampffonds gemildert werden kann. Eine
signifikant geringere Organisationswahrscheinlich-
keit weisen stark exportorientierte sowie jüngere
Betriebe auf. Letzteres kann als ein Anzeichen für
Rekrutierungsprobleme der Arbeitgeberverbände
interpretiert werden und passt zu dem beobachteten
Mitgliederschwund im Zeitablauf, der das Resultat
sowohl von Unternehmensaustritten als auch von
Nichteintritten neu gegründeter Unternehmen ist.
Austritte erfolgen Unternehmensbefragungen zu-
folge meist nach einer mehrjährigen Phase der Un-
zufriedenheit mit dem Arbeitgeberverband, wobei
ein Hauptgrund die geringe Zufriedenheit mit der
von Großunternehmen dominierten Tarifpolitik zu
sein scheint (vgl. Langer 1994, Schroeder/Ruppert
1996, Lehmann 2002). Während Großunternehmen
vor allem die Einfluss- und Gegenmachtfunktion
von Arbeitgeberverbänden betonen und diese sehr
selten verlassen, führen Kleinunternehmen eher de-
ren Informations- und Beratungsleistungen als
Gründe für eine Mitgliedschaft an. Überwiegend
sind es heute kleine und einige mittlere Unterneh-
men, die sich von Arbeitgeberverbänden fern hal-
ten. Sie stellen zwar immer noch die Mehrheit der
13 Allerdings zeigt eine Analyse einiger Arbeitgeberverbände aus
verschiedenen Branchen und Regionen, dass es Verbände gibt,
deren Mitgliederstrukturen relativ stabil sind, während andere
deutliche Erosionserscheinungen aufweisen; vgl. Völkl (2002).
Zudem werden auch immer wieder neue Arbeitgeberverbände
gegründet, was Behrens (2004) in vier Fallstudien analysiert.
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Mitglieder, sehen jedoch generell ihre Interessen in
Arbeitgeberverbänden schlechter vertreten und leis-
ten dort auch weniger aktive Mitarbeit als Großun-
ternehmen (vgl. Hüttenbach 1993, Schroeder/Silvia
2003). Besonders deutlich werden die Rekrutie-
rungs- und Loyalitätsprobleme der Arbeitgeberver-
bände in Ostdeutschland (vgl. Ettl/Heikenroth
1996). Dort sind zwar große Betriebe ähnlich häufig
organisiert wie in Westdeutschland, doch da Groß-
betriebe dort seltener vorhanden sind als im Westen
und überdies die kleinen ostdeutschen Betriebe eine
fehlende verbandspolitische Tradition aufweisen,
trägt dies zu dem geringeren Organisationsgrad im
Osten bei (vgl. Schroeder/Silvia 2003).
Trotz zunehmender Verbandsabstinenz sind die Ar-
beitgeber in Deutschland immer noch deutlich stär-
ker organisiert als die Arbeitnehmer, was Ausdruck
einer grundsätzlich leichteren Organisierbarkeit von
Arbeitgebern sein mag. Allerdings fällt es den Ar-
beitgeberverbänden schwerer als den Gewerkschaf-
ten, den Prozess der Interessenvereinheitlichung so-
wie der kollektiven Zielfindung zu gestalten und die
Loyalität der Mitglieder zu sichern.14 Die in den
letzten Jahren schwindende Bindungs- und Durch-
setzungskraft der Arbeitgeber hängt nicht zuletzt
mit den zunehmend heterogenen Interessen ihrer
Mitglieder zusammen. So sind Interessenkonflikte
zwischen Großunternehmen und kleinen bzw. mit-
telständischen Unternehmen in vielen Branchen
unübersehbar. Letztere fühlen sich z.B. in der Auto-
mobilindustrie in der Verbandstarifpolitik unzu-
reichend vertreten und klagen darüber, dass die
einflussreichen Großunternehmen dem Abschluss
relativ hoher Tariflöhne zustimmen, die daraus ent-
stehenden Kostenbelastungen aber auf die mit den-
selben Lohnkosten belasteten Zulieferbetriebe ab-
zuwälzen versuchen. Nach Ansicht von Schroeder/
Silvia (2003: 260) „haben die in den letzten Jahren
zunehmenden institutionellen Unzulänglichkeiten
und internen Widersprüche der Arbeitgeberver-
bände deren Fähigkeit, die Interessen ihrer eigenen
Mitglieder aufzugreifen und durchzusetzen, unter-
graben.“
Angesichts dieser Probleme setzen seit Anfang der
90er Jahre mehr und mehr Arbeitgeberverbände auf
14 Bereits Olson (1965) stellte fest, dass größere Firmen derma-
ßen von kollektivem Handeln (z.B. politischer Repräsentation)
profitieren mögen, dass sie nötigenfalls sogar bereit sind, die ent-
stehenden Kosten weitgehend allein zu tragen, und so die Entste-
hung von Interessenverbänden fördern. In seinem Ressourcen-
ansatz weist jedoch Traxler (1999: 66) darauf hin, dass „die über-
legene Ressourcenausstattung der Unternehmer Verbandsbil-
dung nicht nur erleichtert, sondern auch erschwert. Denn die
Unternehmer sind durch ihre Ressourcen in der Lage, ihre Ein-
zelinteressen ungleich konsequenter zu artikulieren als Arbeit-
nehmer. In den Intra-Klassenbeziehungen zwingt dies die Ver-Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände Claus Schnabel
eine Flexibilisierung der Verbandsmitgliedschaft.
Da die Tarifpolitik der Hauptkritikpunkt unter den
Verbandsmitgliedern ist und nicht alle Firmen an ei-
ner tarifpolitischen Vertretung durch Verbände inte-
ressiert sind, haben viele Arbeitgeberverbände die
Möglichkeit einer OT-Mitgliedschaft, das heißt ohne
Tarifbindung, geschaffen. Sie weisen eine gespaltene
Mitgliedschaft auf und bieten den OT-Mitgliedern
alle Dienstleistungen mit Ausnahme der Tarifpolitik
an. Zudem sind in den letzten Jahren auch Arbeitge-
berverbände gegründet worden, die als OT-Ver-
bände für alle Mitglieder nur nichttarifpolitische
Dienstleistungen anbieten (für organisatorische und
rechtliche Details sei auf Völkl 2002: 80ff. und Me-
lot de Beauregard 2002 verwiesen).
Repräsentative Daten über die Zahl, Entwicklung
und Bedeutung von OT-Verbänden bzw. OT-Mit-
gliedschaften liegen bisher nicht vor. Betrachtet
man als ein Beispiel wiederum die Metall- und
Elektroindustrie, so verfügen dort alle Arbeitgeber-
verbände spätestens seit 2004 über einen eigenen re-
gionalen OT-Verband. Diesen regionalen Verbän-
den erlaubt Gesamtmetall seit Februar 2005 die Mit-
gliedschaft und bietet ihnen damit ein bundesweites
Dach. Nach Angaben von Gesamtmetall gehörten
im Jahr 2004 rund 2000 Metall- und Elektrobetriebe
mit ca. 200000 Beschäftigten einem OT-Verband an,
während die Tarifträgerverbände von Gesamtmetall
gut 5000 Firmen mit annähernd 2 Millionen Be-
schäftigten repräsentierten. Knapp die Hälfte der
Firmen, die aus der Tarifbindung ausscheiden, wech-
selte in einen OT-Verband.15
Eine erste Untersuchung der Erfahrungen mit OT-
Mitgliedschaften in anderen Branchen durch Völkl
(2002) deutet darauf hin, dass deren Akzeptanz und
Inanspruchnahme deutlich variiert. Die Firmen, die
eine OT-Mitgliedschaft gewählt haben, stehen wei-
terhin zu diesem Modell und kritisieren die Flächen-
tarifpolitik der Sozialpartner. Allerdings weichen sie
selbst nur langsam vom Flächentarifvertrag ab, in-
dem sie z.B. leistungsorientierte Elemente einbauen
oder Verkürzungen der Wochenarbeitszeit nicht
mitmachen. Das OT-Modell dient den Arbeitgeber-
verbänden sowohl zur Organisationssicherung in
bände der Unternehmer, sich stärker als etwa Gewerkschaften an
den Eigeninteressen der Mitglieder zu orientieren.“
15 Ähnliche Angaben finden sich auch im Handelsblatt vom
29.92004, wo überdies berichtet wird, dass im Arbeitgeberver-
band Gesamttextil etwa ein Drittel der Mitgliedsunternehmen
ohne Tarifbindung organisiert ist. Schroeder/Silvia (2003) weisen
darauf hin, dass in einzelnen ostdeutschen OT-Verbänden die
Zahl der Mitglieder sogar größer ist als die Mitgliederzahl im
Tarifverband für dieselbe Branche. Streeck/Rehder (2005: 75) kri-
tisieren diese „Trittbrettfahrerhaltung“ und betonen, dass auch
OT-Firmen in der Regel von der friedensstiftenden und normbil-
denden Kraft des Flächentarifs profitierten.
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Zeiten zunehmender Verbandsflucht als auch als ta-
rifpolitisches Drohmittel gegenüber den Gewerk-
schaften. Inwieweit es beide Funktionen auch tat-
sächlich erfüllen kann, bedarf noch genauerer Un-
tersuchung.
4T arifbindung
Noch deutlicher als in den Organisationsgraden
wird die Bindungs- und Gestaltungskraft der Ar-
beitgeberverbände und Gewerkschaften in Deutsch-
land durch das Ausmaß der Tarifbindung. Dieses
gibt Aufschluss darüber, für welchen Anteil der Be-
triebe und Beschäftigten die Löhne und sonstigen
Arbeitsbedingungen durch Tarifvertrag geregelt
werden. Es spiegelt damit die praktische Relevanz
tarifvertraglicher Regelungen wider, denen im deut-
schen Arbeitsrecht eine besondere Bedeutung Ð
und ein Vorrang gegenüber Betriebsvereinbarungen
und Einzelarbeitsverträgen Ð eingeräumt wird.16
Bei der Analyse der Tarifbindung ist zu beachten,
dass Tarifverträge direkt nur für die beiderseitig Ta-
rifgebundenen gelten. Das sind auf der einen Seite
die Arbeitnehmer, die Mitglied der tarifvertrag-
schließenden Gewerkschaft sind, und auf der ande-
ren die Arbeitgeber, die dem tarifschließenden Ar-
beitgeberverband angehören oder selbst einen Fir-
mentarifvertrag abgeschlossen haben. In der Praxis
erhalten allerdings häufig auch nicht gewerkschaft-
lich organisierte Arbeitnehmer dadurch einen An-
spruch auf tarifvertraglich vereinbarte Leistungen,
dass in Einzelarbeitsverträgen darauf Bezug genom-
men wird. Durch diese Gleichbehandlung gibt der
Arbeitgeber seinen Mitarbeitern keinen (zusätzli-
chen) Grund, in die Gewerkschaft einzutreten, um
bestimmte Tarifleistungen zu erlangen. Deshalb
kann man für praktische Zwecke davon ausgehen,
dass die Tarifverträge sich (mit Ausnahme des mitt-
leren und oberen Managements) auf alle Arbeitneh-
mer in tarifgebundenen Betrieben erstrecken.
Mangels amtlicher Statistiken lassen sich Informa-
tionen über das Ausmaß und die Entwicklung der
Tarifbindung in West- und Ostdeutschland nur
durch Rückgriff auf die repräsentativen Daten ge-
winnen, die vom Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB)
16 Für institutionelle Erläuterungen sei auf Wiedemann (1999)
und Schnabel (2003a) verwiesen. Das Ausmaß der Tarifbindung
ist auch von Bedeutung für die Allgemeinverbindlicherklärung
von Tarifverträgen, die laut § 5 Abs. 1 TVG nur möglich ist, wenn
die tarifgebundenen Mitglieder eines Arbeitgeberverbandes min-
destens 50 Prozent der unter den Geltungsbereich des Tarifvertra-
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jährlich im Rahmen seines Betriebspanels erhoben
werden (Beschreibung bei Bellmann et al. 2002).
Die in Tabelle 2 dargestellten Auswertungen auf Ba-
sis von fast 16000 Betrieben deuten darauf hin, dass
im Jahr 2003 hochgerechnet knapp 43 Prozent der
westdeutschen, aber nur 21 Prozent der ostdeut-
schen Betriebe durch Verbands- bzw. Branchentarif-
verträge gebunden waren. Firmentarifverträge gal-
ten für knapp drei Prozent der Betriebe in den alten
und fünf Prozent der Betriebe in den neuen Bundes-
ländern. Der Rest, also über die Hälfte der west-
deutschen und fast drei Viertel der ostdeutschen Be-
triebe, war nicht tarifgebunden. Allerdings gaben
viele dieser nicht tarifgebundenen Betriebe an, sich
in ihren Einzelarbeitsverträgen an bestehenden
Branchentarifverträgen zu orientieren. Dies ist in
rund 43 Prozent der west- und ostdeutschen Be-
triebe ohne formale Tarifbindung der Fall.17
Ein größerer Geltungsbereich ergibt sich, wenn man
die Tarifbindung statt auf die Betriebe auf die Be-
schäftigten bezieht. Hochgerechnet haben im Jahr
2003 rund 62 Prozent der westdeutschen und fast
43 Prozent der ostdeutschen Arbeitnehmer in einem
17 Diese (transaktionskostensenkende) Orientierung betrifft vor
allem die (Grund-)Entlohnung sowie den Jahresurlaub, wo sich
jeweils über 40 Prozent der nicht tarifgebundenen Betriebe in
West- und Ostdeutschland am Branchentarifvertrag orientieren
und größtenteils vergleichbare Löhne und Gehälter zahlen. Eine
geringere Orientierungsfunktion hat der Branchentarifvertrag da-
gegen bei finanziellen Zusatzleistungen (wie Weihnachts- oder
Urlaubsgeld) sowie bei der Wochenarbeitszeit in Westdeutsch-
land; vgl. Schnabel/Kohaut (2004). Dass nicht tarifgebundene Un-
ternehmen sich in starkem Maße tariflicher Vorgaben bedienen
bzw. sich an die dort gesetzten Standards anlehnen, zeigt auch
eine Befragung von Personalmanagern und Betriebsräten ver-
schiedener Branchen von Bahnmüller (2002).
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Betrieb gearbeitet, der einem Branchentarifvertrag
unterliegt. Firmentarifverträge galten für fast acht
Prozent der westdeutschen und gut elf Prozent der
ostdeutschen Beschäftigten. Keinen Tarifvertrag gab
es für rund 30 Prozent der westdeutschen und
46 Prozent der ostdeutschen Arbeitnehmer. Jeweils
gut die Hälfte dieser Arbeitnehmer wurde jedoch
indirekt von Tarifverträgen erfasst, da sich ihre Be-
triebe daran orientierten. Fasst man die direkte Bin-
dung durch Branchen- oder Firmentarifverträge und
die Orientierung an Tarifverträgen zusammen, so
spielen in dieser weiten Abgrenzung tarifvertragli-
che Regelungen für fast 86 Prozent der westdeut-
schen und 78 Prozent der ostdeutschen Beschäftig-
ten eine Rolle.18
Zwar „existiert in der Literatur noch kein umfassen-
des theoretisches Modell, das die Tarifbindung der
Unternehmen in Deutschland befriedigend erklären
könnte“ (Franz/Pfeiffer 2001: 13), doch wurden die
Determinanten einer Tarifbindung in einer Reihe
von statistisch-ökonometrischen Analysen unter-
sucht (vgl. z.B. Franz/Pfeiffer 2001, Lehmann 2002,
Kohaut/Schnabel2003a,2003b,Hübler/Jirjahn2003).
Dabei zeigte sich, dass die Wahrscheinlichkeit einer
Tarifbindung mit der Betriebsgröße steigt, was auch
in Tabelle 2 deutlich zum Ausdruck kommt. Ferner
sind Einzelunternehmen oder Personengesellschaf-
18 In den alten wie neuen Bundesländern variiert das Ausmaß der
Tarifbindung stark nach Wirtschaftszweigen. Besonders hoch fällt
die Branchentarifbindung in den Wirtschaftszweigen Gebietskör-
perschaften/Sozialversicherung, Kredit/Versicherung, Bergbau/
Energie sowie im (westdeutschen) Baugewerbe aus. Eher selten
sind Branchentarifverträge dagegen im Bereich der Dienstleistun-
gen für Unternehmen, im Verkehrs- und Nachrichtensektor sowie
in der Landwirtschaft; vgl. auch Kohaut/Schnabel (2003b).Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände Claus Schnabel
ten, in denen die Person des Eigentümers eine grö-
ßere Rolle spielt, signifikant seltener tarifgebunden,
während Filialen oder Niederlassungen häufiger als
ansonsten vergleichbare Betriebe einer Tarifbin-
dung unterliegen. Besonders auffällig ist, dass die
Wahrscheinlichkeit einer Tarifbindung in West- und
Ostdeutschland mit dem Alter eines Betriebes zu-
nimmt Ð jüngere Betriebe zeigen damit eine deut-
lich geringere Neigung, sich tarifvertraglich zu bin-
den. Dies deutet darauf hin, dass die Tarifbindung
der Betriebe im Zeitablauf abnimmt, und wird
durch eine Längsschnittbetrachtung bestätigt.
Die Daten des IAB-Betriebspanels, die in West-
deutschland bis 1995 und in Ostdeutschland bis 1996
zurückreichen, zeigen, dass die Bindung an einen
Branchen- bzw. Flächentarifvertrag in den alten wie
in den neuen Bundesländern deutlich rückläufige
Tendenz aufweist (Abbildung 2). Bezogen auf die
Beschäftigten ging die Branchentarifbindung in
Westdeutschland von 1995 bis 2003 um zehn Pro-
zentpunkte zurück. In Ostdeutschland betrug die
Abnahme zwischen 1996 und 2003 sogar fast 14 Pro-
zentpunkte. Die Einflussfaktoren dieses Rückgangs
lassen sich nur schwer empirisch ermitteln. Ökono-
metrische Analysen deuten jedoch darauf hin, dass
größere Betriebe sich seltener aus einer Branchen-
tarifbindung zurückziehen und dass auch das Vor-
handensein eines Betriebsrates sowie die Existenz
einer übertariflichen Entlohnung die Abwanderung
vom Branchentarifvertrag bremsen (vgl. Kohaut/
Schnabel 2003a, 2003b, Lehmann 2002).
Die Gründe für diesen Rückgang der (Flächen-)Ta-
rifbindung und die Dezentralisierung der Tarifpoli-
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tik decken sich zum großen Teil mit den oben er-
wähnten Hintergründen der Verbandsabstinenz, ins-
besondere mit der Unzufriedenheit vieler Firmen
mit der Tarifpolitik und mit branchenweit gültigen
Verbandstarifverträgen. Vereinfacht ausgedrückt
nimmt die Präferenz der Unternehmen für ein über-
betriebliches System der Lohnfindung ab, wenn des-
sen beschränkte Möglichkeiten, betriebliche Spezi-
fika zu berücksichtigen und flexible Anpassungen
der Löhne und Arbeitsbedingungen zu ermöglichen,
durch den technologischen Wandel und den ver-
schärften globalen Wettbewerb ein größeres Ge-
wicht bekommen. In dem Maße, in dem die Unter-
schiede zwischen den (Teil-)Branchen oder Betrie-
ben zunehmen, verliert der Transaktionskostenvor-
teil zentraler, überbetrieblicher Vereinbarungen zu
Gunsten der Informations- und Reaktionsvorteile
dezentraler Regelungen an Bedeutung. Unterneh-
men, die angesichts zunehmend neuer Situationen
und Herausforderungen im Zeitalter der Globalisie-
rung dezentral flexible Entscheidungen treffen müs-
sen, mögen die lange Zeit relativ starren Regelun-
gen und die geringen betrieblichen Gestaltungsspiel-
räume von Flächentarifverträgen leicht als Zwangs-
jacke empfunden und deshalb zunehmend auf eine
Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden und/oder
eine Tarifbindung verzichtet haben.19
5 Einfluss auf Löhne und Beschäf-
tigung
Die Tatsache, dass tarifvertragliche Regelungen der
Löhne und Arbeitsbedingungen direkt oder indirekt
für fünf von sechs Beschäftigten eine Rolle spielen,
deutet auf eine weiterhin große Bedeutung der Ta-
rifvertragsparteien hin. Allerdings legen Tarifver-
träge nur Mindestbedingungen fest, die von tarifge-
bundenen Betrieben nicht unterschritten werden
dürfen. Den Betrieben steht es jedoch frei, ihren
Mitarbeitern höhere Löhne oder günstigere Ar-
beitsbedingungen zu gewähren. Damit stellt sich die
Frage, inwieweit die effektiven Arbeitsbedingungen,
und hierbei insbesondere die Löhne, tatsächlich von
den Tarifregelungen geprägt werden.
19 Darüber hinaus haben angesichts makroökonomischer Ent-
wicklungen wie fallender Inflationsraten und steigender Arbeits-
losigkeit auch andere, makroökonomische bzw. politische Vor-
teile einer zentralisierten Lohnfindung (wie z.B. die Internalisie-
rung externer Verhandlungseffekte und die bessere Kontrolle der
Lohnentwicklung sowie die Verringerung der Streikhäufigkeit) an
Bedeutung verloren. Für ausführlichere Erörterungen möglicher
Einflussfaktoren einer Dezentralisierung der Tarifpolitik sei auf
Freeman/Gibbons (1995), Lindbeck/Snower (2001), Berthold/
Stettes (2001), Traxler et al. (2001) sowie Kohaut/Schnabel
(2003b) verwiesen.Claus Schnabel Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände
Während im öffentlichen Dienst die Tarifbindung
sehr umfassend ist und die tarifliche und effektive
Entlohnung praktisch identisch sind, gibt es im pri-
vaten Sektor das Phänomen der übertariflichen Ent-
lohnung. Auswertungen des IAB-Betriebspanels für
den privaten Sektor zeigen, dass im Jahr 2003 hoch-
gerechnet rund 49 Prozent der tarifgebundenen Be-
triebe in Westdeutschland und 17 Prozent der ost-
deutschen Betriebe über Tarif entlohnten. In diesen
Betrieben lagen die effektiven Löhne und Gehälter
im Schnitt elf Prozent über den Tarifverdiensten
(vgl. Schnabel/Kohaut 2004).20 Kleinbetriebe mit
weniger als zehn Mitarbeitern und Betriebe mit vie-
len Teilzeitbeschäftigten zahlen seltener, solche mit
einem besonders guten Stand der technischen Anla-
gen und (in Westdeutschland) mit einer guten oder
sehr guten Ertragslage dagegen häufiger über Tarif
(vgl. Kohaut/Schnabel 2003 c).
Anders gewendet bedeuten diese Daten, dass über
die Hälfte der westdeutschen und fünf Sechstel der
ostdeutschen Betriebe nicht (mehr) über Tarif ent-
lohnen.21 Dies mag zum einen damit zusammenhän-
gen, dass Ð entsprechend den Effizienzlohn- bzw.
Verhandlungsansätzen der übertariflichen Entloh-
nung Ð angesichts der schlechten Arbeitsmarktlage
nicht über Tarif bezahlt werden muss, um Mitarbei-
ter zu gewinnen oder zu halten, und dass die Beleg-
schaften aus demselben Grund auch keine übertarif-
liche Entlohnung durchsetzen können. Zum ande-
ren scheinen aber auch viele Betriebe keinen Spiel-
raum mehr für übertarifliche Differenzierungen zu
haben, weil in der Vergangenheit durch die Gewerk-
schaften mehr und mehr Zusatzleistungen „tari-
fiert“ und die Tarifverdienste immer höher festge-
legt wurden.
Die Tatsache, dass für die meisten Betriebe mit Ta-
rifbindung die effektiv gezahlten Löhne und Gehäl-
ter unmittelbar durch die Tarifvereinbarungen de-
terminiert werden und dass auch viele nicht tarif-
gebundene Unternehmen sich an Branchentarifen
orientieren, mag für die Tarifvertragsparteien (ins-
20 Dies wird durch andere, nicht immer repräsentative Befragun-
gen grundsätzlich bestätigt (vgl. z.B. Bispinck 2001). Diese deuten
auch darauf hin, dass nicht alle Mitarbeiter gleichmäßig in den
Genuss einer übertariflichen Entlohnung kommen (vgl. Pfeiffer
2003a: 62), und dass in den untersten Lohn- und Gehaltsgruppen,
also bei Arbeitnehmern mit geringer Qualifikation und einfachen
Tätigkeiten, die übertarifliche Entlohnung erheblich unter dem
Durchschnitt liegt (vgl. Schnabel 1997b: 160ff.).
21 Verbreitung und Ausmaß der übertariflichen Entlohnung wa-
ren zumindest in Westdeutschland in der Vergangenheit deutlich
größer (vgl. Kohaut/Schnabel 2003 c). Ihr Rückgang deckt sich
grob mit den Erkenntnissen von Lohndriftanalysen (z.B. von Bis-
pinck/WSI-Tarifarchiv 2005), nach denen in den letzten 10 Jahren
die Effektivverdienste stets weniger gestiegen sind als die Tarif-
verdienste.
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besondere die Gewerkschaften) erfreulich sein. Of-
fensichtlich üben sie damit eine weit gehende Kon-
trolle über die tarifliche wie effektive Lohnbildung
aus.22 Sie bringt aber auch eine große beschäfti-
gungspolitische Verantwortung für die Tarifparteien
mit sich und impliziert, dass sie die Tariflöhne kei-
nesfalls zu hoch festlegen dürfen, da diese für die
meisten Betriebe eine wirksame Mindestlohnrest-
riktion darstellen.
Diese Problematik wird besonders im Bereich der
für einfache Qualifikationen und Tätigkeiten einge-
richteten unteren Lohn- und Gehaltsgruppen deut-
lich. Obwohl sich die Nachfrage nach Arbeit im
Zeitablauf Ð nicht zuletzt aufgrund des technischen
Fortschritts Ð zu Ungunsten der gering Qualifizier-
ten verschiebt („skill biased technical change“), gab
es in den 70er und 80er Jahren in vielen Branchen
auf Druck der Gewerkschaften eine Abschaffung
oder Anhebung unterer Lohn- und Gehaltsgruppen
(Beispiele bieten der Sachverständigenrat 2000: Tz.
144ff. und Schnabel 2003a: 73ff.). Einiges deutet da-
rauf hin, dass diese gewerkschaftliche Nivellierungs-
strategie gering qualifizierte Arbeit zu sehr verteu-
ert und Arbeitsplätze vernichtet hat. Dass eine kol-
lektive Lohnfindung, die die erforderliche Spreizung
der qualifikatorischen Lohnstruktur nach unten ver-
hindert,23 offensichtlich Arbeitsplätze für weniger
Qualifizierte preisgibt, zeigt auch die empirische
Analyse von Klotz et al. (1999: 90) für Westdeutsch-
land: „Arbeiter sind in Bezug auf die Beschäftigung
nicht per se die Verlierer des technischen Fort-
schritts, sondern werden dies in einigen Wirtschafts-
zweigen erst durch die Lohnpolitik.“
Inwieweit die Tarifparteien und die kollektive Lohn-
findung in Deutschland die Höhe und Entwicklung
der effektiven Löhne tatsächlich signifikant beein-
flussen, wurde in einer Reihe von Längs- und Quer-
schnittuntersuchungen analysiert. Aggregierte Zeit-
reihenanalysen mit Kointegrations- und Fehlerkor-
rekturmodellen von Möller (1990) und Schnabel
(1997b) deuten darauf hin, dass (zumindest zwi-
schen 1969 und 1993) die Entwicklung der Effektiv-
löhne in erster Linie von der Tariflohnentwicklung
beeinflusst wird, wobei daneben auch Produktions-
variablen wie die Kapazitätsauslastung einen gewis-
22 Neben der Lohnhöhe können Tarifverträge auch die Personal-
politik der Unternehmen, wie deren Reaktion auf Nachfrage-
schwankungen, beeinflussen; darauf deutet z.B. die Untersu-
chungunternehmensnaherDienstleistervonKaiser/Pfeiffer(2001)
hin.
23 Fitzenberger/Franz (2001) simulieren, dass zur Halbierung der
Arbeitslosenquote innerhalb der Gruppe der Arbeitnehmer ohne
abgeschlossene Berufsausbildung eine Erhöhung ihrer Lohn-
streuung unterhalb des Medians um 17,5 bis 23 Prozent erforder-
lich wäre.Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände Claus Schnabel
sen Erklärungsbeitrag aufweisen. Da in der letzte-
ren Studie die Verwendung von Tariflöhnen als Er-
klärungsvariable in Effektivlohngleichungen durch
Exogenitätstests empirisch nicht in Zweifel gezogen
wird, kann Ð in Übereinstimmung mit den an Tarif-
verhandlungen Beteiligten und dem überwiegenden
Teil der wissenschaftlichen Literatur Ð davon ausge-
gangen werden, dass die Tariflöhne tatsächlich die
Effektivlöhne beeinflussen und nicht nur deren
(marktbestimmte) Entwicklung nachvollziehen (für
eine ausführlichere Diskussion dieser Problematik
vgl. Schnabel 1997b: Kap. 6).
Querschnitt- und Panelanalysen verwenden Infor-
mationen aus Betriebsdatensätzen über das zu-
grunde liegende Regime der Lohnfindung und fü-
gen diese als Erklärungsvariablen in Effektivlohn-
regressionen ein. Allerdings ist hier die empirische
Evidenz nicht einheitlich. Verschiedene Analysen
mit Daten des Hannoveraner Firmenpanels für 1994
bis 1996 deuten darauf hin, dass die Bindung an ei-
nen Tarifvertrag direkt nur einen schwachen (Jir-
jahn 2003) oder keinen Einfluss (Jirjahn/Klodt 1999)
auf die betriebliche Lohnhöhe ausübt, während ihr
indirekter Effekt einer Verringerung von Rent-See-
king durch Betriebsräte von größerer Bedeutung zu
sein scheint (Hübler/Jirjahn 2003). Dagegen zeigen
Mehrebenenanalysen mit Daten der Niedersächsi-
schen Gehalts- und Lohnstrukturerhebung (in de-
nen allerdings nicht für Betriebsratseffekte kontrol-
liert werden konnte), dass im Verarbeitenden Ge-
werbe bei Anwendung von Tarifverträgen die Basis-
entlohnung für die Beschäftigten eines Betriebs
steigt. Dieser Effekt ist besonders stark ausgeprägt
bei Branchentarifverträgen (die z.B. im Jahr 2001
für die Beschäftigten ein Lohndifferenzial von zwölf
Prozent mit sich brachten), und er scheint in den
90er Jahren stärker geworden zu sein (Gerlach/Ste-
phan 2003, 2004). Auch eine Analyse für die Ge-
samtwirtschaft mit Daten des IAB-Betriebspanels
1997Ð2001 deutet darauf hin, dass die Durch-
schnittslöhne um acht bis elf Prozent höher als in
ansonsten vergleichbaren Betrieben liegen, wenn
ein Betrieb an einen Firmen- bzw. Branchentarifver-
trag gebunden ist (Brixy et al. 2004). Werden statt
der Durchschnittslöhne auf Betriebsebene die indi-
viduellen Löhne der Mitarbeiter betrachtet, so zeigt
eine Untersuchung auf Basis des kombinierten Fir-
men-Beschäftigten-Datensatzes LIAB für das Jahr
1996, dass durch die Bindung an einen Branchen-
oder Firmentarifvertrag in erster Linie die Löhne
von gering Qualifizierten signifikant angehoben
werden (vgl. Kölling et al. 2005).
Deutlich wird der prägende Einfluss der Tarifpar-
teien Ð und zwar nicht nur im unteren Verdienstbe-
reich Ð ferner bei der in einigen jüngeren Studien
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festgestellten Existenz von Lohnrigiditäten, auch
wenn diese zu einem nicht geringen Teil im perso-
nalpolitischen Interesse der Betriebe liegen und z.B.
produktivitätserhaltender Natur sein mögen (vgl.
Franz/Pfeiffer 2001). Das in Westdeutschland beste-
hende Ausmaß der Rigidität der Nominallöhne nach
unten verdeutlichen Knoppik/Beissinger (2003) mit
Daten der IAB-Beschäftigtenstichprobe (IABS) an-
hand des Anteils verhinderter Lohnsenkungen: Ih-
ren Schätzungen zufolge erhielten rund 70 Prozent
der Arbeiter und 90 Prozent der Angestellten, die
eigentlich Lohnsenkungen hinnehmen mussten,
stattdessen unveränderte Löhne (vgl. auch Beissin-
ger/Knoppik 2001). Noch bedeutender als die in der
Literatur vorwiegend untersuchten Nominallohnri-
giditäten sind nach Ansicht von Pfeiffer (2003b) in
Deutschland Tariflohnrigiditäten, zu deren Bestim-
mung u.a. die Höhe des (hypothetischen) Lohnsat-
zes eines tarifgebundenen Arbeitnehmers in Abwe-
senheit von Tarifverträgen geschätzt wird. Ebenfalls
mit den IABS-Daten ermittelt Pfeiffer (2003a), dass
im Zeitraum 1975Ð1995 rund die Hälfte der be-
triebstreuen Arbeitnehmer durch Lohnrigiditäten
vor Lohnsenkungen (Nominallohnrigidität) oder ei-
nem Lohnwachstum unterhalb des Tariflohnwachs-
tums (Tariflohnrigidität) geschützt wurden. Seinen
Schätzergebnissen zufolge lagen die Löhne im
Durchschnitt von Jahr zu Jahr um knapp 6 Prozent
über einem (nicht beobachtbaren, hypothetischen)
Niveau auf einem Auktionsmarkt. Eine Verringe-
rung dieser „Lohnaufschwemmung“ um einen Pro-
zentpunkt hätte demnach die Arbeitslosigkeit in
Westdeutschland in etwa halbiert (vgl. Pfeiffer
2003a, 2003b).
Ein weiteres Indiz dafür, dass das Niveau der bran-
chenweit festgelegten Tariflöhne derzeit aus beschäf-
tigungspolitischer Sicht zu hoch ist, sind sich häu-
fende Meldungen, dass tarifgebundene Betriebe
(teils imEinverständnis mitihrer Belegschaft)zur Si-
cherung der Beschäftigung von den tariflichen Stan-
dards nach unten abweichen, auch wenn dies nicht
durch eine Öffnungsklausel im Tarifvertrag erlaubt
ist. Laut WSI-Betriebsrätebefragung 2002 kommt
dies in zehn Prozent der Betriebe mit 20 oder mehr
Beschäftigten gelegentlich und in fünf Prozent sogar
öfter vor, wobei diese Werte in Ostdeutschland deut-
lich höher liegen und in öffentlichen Unternehmen
bzw. Behörden geringer ausfallen. Dabei stehen Ver-
stöße gegen Lohn-und Gehaltsbestimmungen an der
Spitze, gefolgt von Abweichungen von den tarifli-
chen Arbeitszeitregelungen (vgl. Bispinck/Schulten
2003).24 Diese abnehmende Tariftreue sowie die
24 Eine umgekehrte Reihenfolge dieser Verstöße zeigt dagegen
die Umfrage von Oppolzer/Zachert (2000: 19f.). Sie identifiziert
als Hauptgründe für die Unterschreitung des Tarifniveaus die
wirtschaftliche Situation des Betriebes und die Beschäftigungssi-Claus Schnabel Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände
oben dargestellte Abwendung der Unternehmen
von (Flächen-) Tarifverträgen und (tarifschließen-
den) Arbeitgeberverbänden deuten darauf hin, dass
dieGestaltungsmachtderTarifvertragsparteienmehr
und mehr bedroht ist und dass ihr Einfluss auf die
effektive Lohnsetzung abnehmen dürfte, sofern sie
sich nicht zu drastischen Reformen ihrer Tarifpolitik
durchringen können.
6 Schlussfolgerungen und Ausblick
Die obige Darstellung hat gezeigt, dass Gewerk-
schaften wie Arbeitgeberverbände große Probleme
haben, neue Mitglieder zu gewinnen und beste-
hende zu halten (vgl. auch Ebbinghaus 2003 und
Schroeder/Silvia 2003). Ihre Organisationsgrade zei-
gen deutlich rückläufige Tendenz und dürften ange-
sichts des wirtschaftlichen Wandels, der stärkeren
Kosten-Nutzen-Überlegungen potenzieller Mitglie-
der sowie der geringen Attraktivität von Multibran-
chengewerkschaften bzw. Arbeitgeberverbänden
mit Tarifbindung weiter erodieren.25 Die Tarifver-
tragsparteien können somit nur noch mit Einschrän-
kungen als ausschließliche und umfassende Reprä-
sentanten der gesamten Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberinteressen angesehen werden. Auch wenn eine
solche Bemerkung im deutschen System des Korpo-
ratismus außerhalb der „political correctness“ liegen
mag, gibt diese abnehmende Repräsentativität An-
lass zu Zweifeln, ob die hierzulande sehr weit ge-
hende Einbeziehung der Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbände bei der Regelung von arbeits-
rechtlichen und sozialpolitischen Fragen wirklich
noch gerechtfertigt ist.
Der Einfluss der Gewerkschaften und Arbeitgeber
auf die Löhne und Arbeitsbedingungen geht weit
über ihre Organisationsgrade hinaus. Tarifvertragli-
che Regelungen spielen immer noch direkt oder in-
direkt für fünf von sechs Beschäftigten eine Rolle,
da (Flächen-)Tarifverträge auch für nicht formal ta-
rifgebundene Unternehmen einen wichtigen Anker
der Lohnsetzung darstellen (vgl. Schnabel/Kohaut
2004). Empirische Studien zeigen, dass die Tarifver-
tragsparteien und die kollektive Lohnfindung einen
signifikanten Einfluss auf die effektiv gezahlten
cherung. Weitere Berichte und Analysen von Abweichungen vom
Tarifvertrag nach unten finden sich z.B. bei Bispinck (2001) und
Bahnmüller (2002).
25 Ähnliches scheint auch für die Loyalität der Mitglieder zu gel-
ten. So weisen Streeck/Rehder (2005: 69) darauf hin, „dass selbst
in der kampferprobten Metall- und Elektroindustrie weder Ge-
werkschaft noch Arbeitgeber sich heute der für Arbeitskämpfe in
der Fläche erforderlichen Verbandssolidarität sicher sein kön-
nen.“
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Löhne aufweisen, dass letztere in Deutschland hö-
her liegen als bei Abwesenheit der Tarifparteien
und dass die Tariflöhne für einen Großteil der (tarif-
gebundenen) Firmen wirksame Mindestlöhne dar-
stellen, die nicht unterschritten werden dürfen. Dort
wo diese Mindestlohnrestriktion direkt greift, z.B.
bei den Tariflöhnen der gering Qualifizierten sowie
in der Mehrzahl der ostdeutschen Betriebe, stehen
die Tarifvertragsparteien besonders in der Pflicht,
etwas für die betroffenen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber zu tun. Allerdings sind sie ihrer beschäfti-
gungspolitischen Verantwortung in der Vergangen-
heit nur selten gerecht geworden (darauf deuten
z.B. die empirischen Analysen von Schnabel 1997b,
2003a, Fitzenberger/Franz 2001 und Pfeiffer 2003a
hin).
Die weit verbreitete Unzufriedenheit über Formen
und Ergebnisse der Tarifpolitik ist einer der Gründe
dafür, dass die formale Tarifbindung und auch die
Tariftreue der Unternehmen seit einigen Jahren ten-
denziell abnehmen. Gewerkschaften wie Arbeitge-
berverbände müssen sich dringend etwas einfallen
lassen, wenn sie die Erosion des relativ zentralisier-
ten deutschen Lohnfindungssystems sowie die Ver-
bandsflucht stoppen und damit auch ihr eigenes
Überleben sichern wollen. Während bei beiden Ta-
rifparteien sich die Werbung neuer Mitglieder als
chronisch schwierig erwiesen hat, haben sie in den
letzten Jahren behutsame Schritte zur Reform ihrer
Verbandstarifverträge eingeleitet. Dabei gehen sie
davon aus, dass der Abwanderungsdruck in dem
Maße abnimmt, in dem Tarifverträge offener und
flexibler gestaltet werden. Der zunehmende Einbau
von Öffnungsklauseln in Tarifverträgen, Arbeitge-
berverbände mit OT-Mitgliedern und gewerkschaft-
liche Organisationsreformen sowie die Intensivie-
rung der politischen Einflussnahme auf beiden Sei-
ten (z.B. pro und contra Hartz-Gesetze) sind erste,
aber auch umstrittene Schritte hin zu einer Politik,
die sich stärker an den Interessen der Mitglieder ori-
entiert und zugleich die in die Kritik geratene Tarif-
autonomie zu sichern versucht. Weitere Schritte
müssen folgen, wenn die Sozialpartner auch im
21. Jahrhundert noch eine bedeutende Rolle im poli-
tischen und wirtschaftlichen System Deutschlands
spielen wollen.
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